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Forderung von Kindertageseinrichtungen als pluskITA und SprachforderKITA
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Ausschuss fur Kinder, Jugendliche und Familien
10.09.2014 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Sachentscheidung

1. Zur Anerkennung von Kindertageseinrichtungen als pusKITA-Einrichtungen (§ 16 a in
Verbindung mit § 21 a des Gesetzes zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes und wei-
terer Gesetze) und als SprachforderKITA (§ 16 b in Verbindung mit § 21 b des Gesetzes
zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Gesetze) werden folgende Krite-
rien beschlossen:

L

IL.

pluskITA

e Anteil der Familien in der Einkommensgruppe 1 (Jahreseinkommen bis 20.000 Euro
und/oder SGB II-Bezug)

e Anteil Hilfen zur Erziehung

e Anteil der Kinder mit nicht deutscher Erstsprache

SprachforderKITA

e Teilnahme der Einrichtung an der Bundesinitiative Sprache & Integration
o Anteil der Kinder, die Sprachférderung nach Delfin IV erhalten
e Anteil der Kinder mit nicht deutscher Erstsprache

Jede Einrichtung, die bisher an der Bundesinitiative Sprache & Integration teilge-
nommen hat, erhalt, eine Grundférderung von 5.000 Euro. Die weiteren Férdererkon-
tingente werden nach der Rangfolge der beiden weiteren, gleich gewichteten Krite-
rien vergeben. Erhalt eine KITA aus der Bundesinitiative Sprache & Integration nach
den weiteren Kriterien eine zweite zusatzliche Férderung, wird diese auf die Halfte re-
duziert.

2. Die fir das Kindergartenjahr 2014/2015 zugewiesenen Landesmittel fir die Forderung
von Kindertageseinrichtungen als pluskITA in Hohe von 75.000 Euro und fur die Sprach-
forderKITA in Hohe von 45.000 Euro werden anhand der oben genannten Kriterien wie
folgt vergeben:



I. plusKITA:
1. Kindertageseinrichtung Don Bosco 25.000 Euro
2. Kindertageseinrichtung St. Stephanus 25.000 Euro
3. Kindertagesstatte der Arbeiterwohlfahrt 25.000 Euro

Il. SprachforderKITA:
1. Kindertageseinrichtung Don Bosco 5.000 Euro
2. Kindertageseinrichtung St. Stephanus 7.500 Euro
3. Kindertageseinrichtung ,Die kleinen Strolche” 7.500 Euro
4. Kindertageseinrichtung St. Joseph 5.000 Euro
5. Kindertagesstatte der Arbeiterwohlfahrt 5.000 Euro
6. Marien-Kindergarten 5.000 Euro
7. Kindertageseinrichtung St. Martin 5.000 Euro
8. Kindertageseinrichtung ,Rappelkiste” 5.000 Euro

Die Forderung steht unter dem Vorbehalt der jeweiligen Zuweisung entsprechender
Landesmittel.

Die Anerkennung als plusKITA oder SprachforderKITA gilt fur einen Zeitraum von finf Jah-
ren bis zum Ende des Kindergartenjahres 2018/2019 am 31. Juli 2019. Die Verwaltung wird
beauftragt, mit den Tragern der Kindertageseinrichtungen in der Arbeitsgemeinschaft nach
§ 78 SGB VIII bis zur Neuentscheidung die gewahlten Kriterien zu prifen und gegebenen-
falls Vorschlage fir die Erganzung oder den Ersatz von Kriterien zu erarbeiten.

Kosten/Folgekosten

Durch die Umsetzung der Gesetzesanderung entstehen Personal- und Sachkosten, die dem
laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuordnen sind.

Finanzierung

Durch die Weiterleitung der Landesmittel entstehen keine zusatzlichen Aufwendungen fir
den stadtischen Haushalt.

Begriindung:
Rechtsgrundlagen

Die Entscheidung Uber die Foérderung von Kindertageseinrichtungen als pluskKITA und
SprachforderKITA erfolgt auf der Grundlage des Gesetzes zur frihen Bildung und Forde-
rung von Kindern (Kinderbildungsgesetz — KiBiz) — Viertes Gesetz zur Ausfiihrung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetztes — SGB VIII- und des Sozialgesetzbuches — Achtes Buch, Kin-
der- und Jugendhilfe (SGB VIII).

Demografischer Wandel
Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu berticksichtigen.
Erlduterungen

Am 4. Juni 2014 hat der Landtag das Gesetz zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes und
weiterer Gesetze beschlossen. Dieses Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft. Wesentliche
Inhalte dieser zweiten Uberarbeitung des Kinderbildungsgesetzes sind die Verbesserung
von Bildungschancen und Bildungsgerechtigkeit sowie im Kontext eines ganzheitlichen
Bildungsverstandnisses insbesondere eine alltagsintegrierte Sprachférderung. Dies ist ab
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dem 1. August 2014 durch eine zusatzliche Landesférderung von Kindertageseinrichtungen
(KITA) mit einem hohen Anteil von Kindern mit besonderem Unterstiitzungsbedarf des Bil-
dungsprozesses (plusKITA) und der Neuausrichtung der sprachlichen Bildung (Sprachfor-
derKITA) vorgesehen. Forderberechtigte Kindertageseinrichtungen mussen als solche in die
ortliche Jugendhilfeplanung aufgenommen sein und sollen flir einen Zeitraum von
5 Jahren festgelegt werden.

Die plusKITA-Forderung wird anhand der Quote der Kinder unter 7 Jahren in Familien mit
SGB II-Bezug im Verhaltnis zur entsprechenden Landesquote berechnet werden. Hierflr
stellt das Land insgesamt 45 Millionen Euro bereit. Nach der vorlaufigen Berechnung des
Ministeriums fir Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen
(MFJKS) entfallen auf die Stadt Beckum jahrlich 75.000 Euro. Bei einer vorgeschriebenen
Mindestférderung von 25.000 Euro pro Kindertageseinrichtung kdnnen bis zu
3 Kindertageseinrichtungen geférdert werden.

Fur die Berechnung der Sprachférdermittel werden je zur Halfte die Quote der Kinder unter
7 Jahren in Familien mit SGB II-Bezug sowie die Quote der Familien, in denen vorrangig
nicht Deutsch gesprochen wird, hinzugezogen. Hierfiir stellt das Land insgesamt
25.000.000 Euro zur Verfiigung. Nach der vorlaufigen Berechnung des MFJKS entfallen auf
die Stadt Beckum 45.000 Euro. Bei einer vorgeschriebenen Mindestférderung von
5.000 Euro pro KITA kénnen bis zu 9 KITAs gefordert werden.

Die Verwendung dieser Landesmittel ist vom Trager Uber Verwendungsnachweise darzule-
gen. Die Mittel sind nicht riicklagefahig und daher bei nicht zweckentsprechender Verwen-
dung zuruckzuzahlen. Den Tragern soll ein entsprechender Einsatz der Mittel zeitnah mit
Beginn des Kindergartenjahres 2014/15 ermdglicht werden.

Die pauschalierten Fordergelder des Landes werden jahrlich durch das Landesjugendamt
an die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe zugewiesen. Flr das Kindergartenjahr
2014/2015 ist dies mit Leistungsbescheid vom 7. August 2014 erfolgt.

plus KITA (§ 16 a ein Verbindung mit § 21 a KiBiz)
Aufgabenbeschreibung plusKITA

Das Gesetz verbindet in § 16 a Absatz 2 die nachfolgend genannten Aufgaben mit einer
plusKITA-Férderung:

Diese KITAs haben in besonderer Weise

1. bei der individuellen Férderung der Kinder deren Potenziale zu starken, die alltagskultu-
relle Perspektive zu berticksichtigen und sich an den lebensweltlichen Motiv- und Prob-
lemlagen der Familien zu orientieren,

2. zur Starkung der Bildungschancen auf die Lebenswelt und das Wohnumfeld der Kinder
abgestimmte padagogische Konzepte und Handlungsformen zu entwickeln,

3. zur Starkung der Bildungschancen und zur Steigerung der Nachhaltigkeit, die Eltern
durch Adressaten gerechte Elternarbeit und -starkung regelmaBig in die Bildungsférde-
rung einzubeziehen,

4. sich uber die Pflichten nach § 14 KiBiz (Kooperationen und Uberginge) hinaus in die
lokalen Netzwerkstrukturen durch jeweils eine feste Ansprechpartner und aus der Kin-
dertageseinrichtung einzubringen,
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5. sich durch Weiterentwicklung der individuellen zusatzlichen Sprachférderung Uber die
Pflichten nach § 13 c (sprachliche Bildung) hinaus zum Beispiel durch die regelmaBige
Teilnahme an Fort- und WeiterbildungsmaBnahmen zu qualifizieren und die Bildungs-
und Erziehungsarbeit den speziellen Anforderungen anzupassen,

6. die Ressourcen ihres padagogischen Personals durch konkrete MaBnahmen beispiels-
weise regelmaBige Supervision, Schulung und Beratung, Fort- und Weiterbildung oder
groBere Multiprofessionalitat im Team zu starken.

Auswahlkriterien pluskKITA

Nach § 16 a sollen plusKITAs Kindertageseinrichtungen mit einem hohen Anteil von Kin-
dern mit besonderem Unterstiitzungsbedarf des Bildungsprozesses sein. Die Kommunen
vor Ort kennen die Stadtteile und die Kindertageseinrichtungen, in denen besonderer
Handlungsbedarf besteht, am besten. Daher soll sich das ortliche Jugendamt neben der
eigenen ortlichen kleinrdumigen Sozialplanung auch an den kleinrdaumigen Auswahlkrite-
rien zur ,Forderung von Kindertageseinrichtungen und Familienzentren mit besonderem
Unterstitzungsbedarf" orientieren, um dartber zu entscheiden, welche Kindertageseinrich-
tungen plusKITA anerkannt und gefordert werden.

Die Verwaltung schlagt daher vor, folgende Kriterien der Festlegung zu Grunde zu legen:

e Anteil der Familien in der Einkommensgruppe 1 (Jahreseinkommen bis 20.000 Euro
und/oder SGB II-Bezug)

e Anteil Hilfen zur Erziehung

e Anteil der Kinder mit nicht deutscher Erstsprache

Forderung plusKITA

Der ortliche Trager der offentlichen Jugendhilfe leitet den Landeszuschuss von mindestens
25.000 Euro pro Kindertageseinrichtung an den Trager der Einrichtung weiter. Hierbei ist es
moglich, zusatzlich zu diesem Sockelbetrag weitere Pakete auf mehrere Einrichtungen auf-
zuteilen. Zuschusse fur plusKITA-Einrichtungen sind fiir padagogisches Personal einzuset-
zen.

Anerkennung der plusKITA-Einrichtungen

Unter Berucksichtigung der vorgenannten Kriterien wird vorgeschlagen, folgende Kinder-
tageseinrichtungen als pluskITA anzuerkennen und mit jeweils 25.000 Euro zu fordern:

1. Kindertageseinrichtung Don Bosco
2. Kindertageseinrichtung St. Stephanus
3. Kindertagesstatte der Arbeiterwohlfahrt

SprachférderKITA (§ 16 b in Verbindung mit § 21 b KiBiz)
Folgende Anforderungen stellt § 16 b an die besondere Aufgabe einer SprachférderKITA:

Soweit die Kindertageseinrichtungen Mittel fir zusatzliche Sprachférderbedarfe erhalten,
haben Sie im Team eine sozialpadagogische Fachkraft, die in der Regel Gber nachgewiese-
ne besondere Erfahrungen und Kenntnisse der Sprachférderung verfiigt, zu beschéftigen.
Der Trager der Einrichtung sorgt dafir, dass diese Fachkraft durch die regelmaBige Teil-
nahme an Fort- und WeiterbildungsmaBnahmen die speziellen Anforderungen dieser Ta-
geseinrichtung sichert und weiter entwickelt.



Auswabhlkriterien fiir SprachférderKITAs

Nach § 16 b in Verbindung mit § 21 b werden Mittel flr zusatzlichen Sprachférderbedarf
zur Verfigung gestellt. Danach soll, wie bei plusKITA, die ortliche Jugendhilfeplanung dar-
Uber entscheiden, welche Kindertageseinrichtungen als SprachforderKITA anerkannt wer-
den konnen.

Die Verwaltung schlagt daher vor, folgende Kriterien der Festlegung zu Grunde zu legen:

¢ Teilnahme der Einrichtung an der Bundesinitiative Sprache & Integration
e Anteil der Kinder, die Sprachférderung nach Delfin IV erhalten
e Anteil der Kinder mit nicht deutscher Erstsprache

Die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe leiten den jahrlichen Landeszuschuss von
mindestens 5.000 Euro pro Kindertageseinrichtung an den Trager der Einrichtung weiter.
Hier bei ist es mdglich, zusatzlich zu diesem Sockelbetrag weitere Forderpakete auf mehre-
re Einrichtungen aufzuteilen.

Es wird vorgeschlagen, dass jede Einrichtung, die bisher an der Bundesinitiative Sprache &
Integration teilgenommen hat eine Grundforderung von 5.000 Euro erhalt, mit der das bis-
her Erreichte gesichert werden soll. Die weiteren Fordererkontingente werden nach der
Rangfolge der beiden weiteren, gleich gewichteten Kriterien vergeben. Sollte eine KITA aus
derBundesinitiative Sprache & Integration nach den weiteren Kriterien eine zweite zusatzli-
che Forderung erhalten konnen, wird diese auf die Halfte reduziert.

Anerkennung der SprachférderKITAs
a) bisher Bundesinitiative Sprache & Integration

1. Kindertageseinrichtung ,Die kleinen Strolche”
2. Kindertageseinrichtung ,Rappelkiste”
3. Kindertageseinrichtung St. Stephanus

b) weiteres Ranking:

1. Kindertageseinrichtung Don Bosco
Kindertageseinrichtung St. Stephanus
Kindertageseinrichtung ,Die kleinen Strolche”
Kindertageseinrichtung St. Joseph
Kindertagesstatte der Arbeiterwohlfahrt
Marien-Kindergarten

7. Kindertageseinrichtung St. Martin

oV hkwN

Im Ergebnis werden die Kindertageseinrichtungen ,Die kleinen Strolche" und St. Stephanus
mit jeweils 7.500 Euro und die weiteren genannten Kindertageseinrichtungen mit jeweils
5.000 Euro geférdert.

Evaluation und Qualitatssicherung

Die Trager erhalten die Mdglichkeit, die erforderlichen Konzepte fiir beide Forderbereiche
bis zum 30. April 2015 vorzulegen.

Die Verwaltung wird mit den Tragern der Kindertageseinrichtungen in der Arbeitsgemein-
schaft nach § 78 SGB VIII bis zur Neuentscheidung die gewahlten Kriterien priifen und ge-
gebenenfalls Vorschlage fir die Erganzung oder den Ersatz von Kriterien erarbeiten.



Tragerbeteiligung

Die in der Stadt Beckum tatigen Trager von Kindertageseinrichtungen sind an dem Ent-
scheidungsprozess beteiligt worden. Die vorgeschlagenen Verfahren und Kriterien sind mit
diesen in einem Tragergesprach am 16. Juli 2014 erortert worden. Die Trager haben dem
Vorschlag zugestimmt.

Anlage(n):

ohne



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

